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Neugestaltung der Parität der Finanzausgleichpartner 
Österreichischer Städtebund 

 
 
 

Textvorschlag für einen Grundsatz der Parität im Österreichi-

schen Finanzausgleich 

 
§ 4 F-VG Neu (mit einer Integration von § 7 FAG Neu) 
 

„(1) Die Verteilung der Einnahmen sowie die Verteilung der 

Abgaben- und Ertragshoheit auf Bund, Länder und Gemeinden hat 

in Übereinstimmung mit der Verteilung der tatsächlichen Las-

ten der öffentlichen und Privatwirtschaftsverwaltung zu er-

folgen. Dieser Verteilung haben Verhandlungen aller Gebiets-

körperschaftsebenen voranzugehen, wobei die finanziellen De-

ckungsbedürfnisse von Bund, Ländern und Gemeinden dabei 

gleichwertig sind. 

 

(2) Der Bund hat mit den am Finanzausgleich beteiligten Ge-

bietskörperschaften vor der Inangriffnahme steuer- sowie ver-

teilungspolitischer Maßnahmen, die für die Gebietskörper-

schaften mit einem Ausfall an Steuern, an deren Ertrag sie 

beteiligt sind, verknüpft sein können, Verhandlungen zu füh-

ren. Das Gleiche gilt für Mehrbelastungen, die als Folge von 

Maßnahmen des Bundes z.B. am Zweckaufwand der Gebietskörper-

schaften zu erwarten sind. 

 
(3) Führen die Verhandlungen gemäß Abs. 1 und 2 zu keinem 

einvernehmlichen Ergebnis und setzt der Bund die steuerpoli-

tischen Maßnahmen mit nicht vernachlässigbaren finanziellen 

Auswirkungen für Länder und Gemeinden um, so steht diesen ein 

Einspruchsrecht gegen einen entsprechenden Gesetzesbeschluss 

des Nationalrates zu. Ob dieser Einspruch aufrecht zu bleiben 

hat, bestimmt ein ständiger Ausschuss, der sich zu gleichen 

Teilen (je ein Drittel) aus Vertretern des Bundes, der Länder 

und Gemeinden zusammensetzt. Der Ausschuss fasst seine Be-

schlüsse mit Stimmenmehrheit. Der Gesetzesbeschluss kann 
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kundgemacht werden, wenn der Ausschuss entscheidet, dass der 

Einspruch nicht aufrecht zu bleiben hat. 

 

(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten sinngemäß auch vor der Inangriff-

nahme steuer- sowie verteilungspolitischer Maßnahmen der Län-

der im Verhältnis zu den jeweils landeseigenen Gemeinden. 

 

(5) Das einvernehmlich erzielte Ergebnis der Finanzaus-

gleichs-Verhandlungen aller Gebietskörperschaftsebenen gemäß 

Abs. 1 ist in einem Paktum festzuschreiben und im Bundesge-

setzblatt kundzumachen. Die Umsetzung dieses verfassungsun-

mittelbaren Rechtsaktes durch den einfachen Gesetzgeber un-

terliegt der Kontrolle des Verfassungsgerichtshofes. Art. 140 

B-VG findet Anwendung.“ 

 

 

 

Anmerkungen: 

„nicht vernachlässigbar“ müsste in den Erläuterungen näher 

quantifiziert werden 

 

Die Ausübung des Einspruchsrechts sowie die Beibehaltung des 

Einspruchs sind in Abhängigkeit von den zukünftigen Organen 

(Bundesrat-Neu) auszugestalten. 
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